
geht, seine Unschuld festgestellt zu sehen, nachdem die Straf­
verfolgungsorgane sich auf Grund der festgestellten Tatsachen 
damit zufriedengegeben haben zu erklären, daß ihm nichts zu be­
weisen ist.“ 19

Dieser Begründung stimmt die Praxis im allgemeinen zu.20

II. Frist und Form der Einlegung und Begründung von Protest und 
Berufung

1. Die Rechtsmittelfrist

Die Rechtssicherheit erfordert den baldigen Eintritt der Rechtskraft 
der Entscheidung. Zur Wahrung der Rechte und Interessen der Prozeß­
parteien ist es jedoch notwendig, daß ihnen zu ihrer Erklärung dar­
über, ob sie Rechtsmittel einlegen wollen oder nicht, eine bestimmte 
Frist eingeräumt wird. Diese soll garantieren, daß der Angeklagte 
nicht unüberlegt, eventuell unter dem Eindruck der Urteilsverkün­
dung, eine Entscheidung über die Ausübung oder Nichtausübung seines 
Rechts auf Rechtsmitteleinlegung trifft. Auch der Staatsanwalt braucht 
diese Frist, um eventuell mit seiner übergeordneten Dienststelle Rück­
sprache zu nehmen oder einer Weisung entsprechend handeln zu 
können. Diese Rechtsmittelfrist ist in § 281 Abs. 1 und 2 StPO ge­
regelt. Danach sind Protest und Berufung spätestens eine Woche nach 
Verkündung des Urteils bei dem Gericht einzulegen, das das Urteil er­
lassen hat. In all den Fällen, in denen der Angeklagte nicht bei der 
Urteilsverkündung anwesend war, beginnt diese Wochenfrist mit der 
Zustellung des Urteils (§ 281 Abs. 4 StPO). Soweit es sich um eine 
öffentliche Zustellung handelt, gelten für den Fristbeginn die Vor­
schriften des § 33 Abs. 1 StPO.

Die Beachtung der Rechtsmittelfrist ist sehr wichtig. Ihre Ein­
haltung ist eine der Voraussetzungen dafür, daß sich das Rechtsmittel­
gericht mit der Prüfung der angefochtenen Entscheidung befaßt. Eine 
Versäumung der Rechtsmittelfrist kann in der Regel wegen der durch 
Fristablauf bereits eingetretenen Rechtskraft der Entscheidung nicht 
geheilt werden.21 Ein verspätet eingelegtes Rechtsmittel ist als un-

19. Weiß, Fragen des Beweisrechts im Strafprozeß, S. 16.
20. Trotzdem sollte im Interesse des Angeklagten erwogen werden, ob nicht doch ein 

Rechtsmittel gegen das mangels Beweises freisprechende Urteil zugelassen werden 
sollte.

21. vgl. die u. E. richtigen Ausführungen von Nathan, Rechtskrafthemmung durch un­
zulässige Rechtsmittel, NJ, 1955, S. 434 ff.
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